
1. Änderung der Geschäftsordnung  
für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Rheine 

 
 

 
 

vom 09. Dezember 1997 (alt) 
 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

   
§ 1 

Einberufung der Ratssitzung 
 

2. Die Einberufung erfolgt durch Übersendung 
einer schriftlichen Einladung an alle Rats-
mitglieder sowie an die Beigeordneten. 

 
 
 
 
3. In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesord-

nung anzugeben. Ihr können schriftliche Er-
läuterungen zu den einzelnen Verhandlungs-
gegenständen (Vorlagen) beigegeben werden. 

 

§ 1 
Einberufung der Ratssitzungen 

 
2. Die Einberufung erfolgt durch Übersendung 

einer Einladung an alle Ratsmitglieder sowie 
an die Beigeordneten. Die Einladung erfolgt 
grundsätzlich auf elektronischem Wege 
oder in Ausnahmefällen in schriftlicher 
Form.  

 
3. In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesord-

nung anzugeben. Ihr können Erläuterungen 
zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen 
(Vorlagen) beigegeben werden.  

 Die Übersendung dieser Vorlagen richtet 
sich nach der jeweiligen Form der Über-
sendung i. S. v. § 1 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung.  

 Vorlagen, die für nichtöffentliche Sitzun-
gen bestimmt sind, können nur dann auf 
elektronischem Wege übermittelt wer-
den, wenn sichergestellt ist, dass ein 
unberechtigter Zugriff Dritter auf diese 
Dateien nicht möglich ist.  

 
 
 
 
Erforderliche Anpassung nach 
der MustergeschO des NW 
StuGB aufgrund der Einführung 
des Ratsinformationssystems. 
 
 
 
 
 
 
Erforderliche Anpassung auf-
grund der Einführung des Rats-
informationssystems. 
 
Durch die Verwendung eines 
Sicherheitszertifikats ist ein un-
berechtigter Zugriff Dritter auf 
nichtöffentliche Unterlagen aus-
geschlossen. 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
§ 2 

Ladungsfrist 
 
1. Die Einladung zu einer Sitzung muss den 

Ratsmitgliedern mindestens 9 – in Ausnahme-
fällen mindestens 3 – volle Tage vor dem Sit-
zungstag, den Tag der Absendung nicht ein-
gerechnet, zugehen. 

 
2. In besonders dringenden Fällen kann die La-

dungsfrist bis auf 24 Stunden abgekürzt wer-
den. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu 
begründen. 

 

§ 2 
Ladungsfrist 

 
1. bleibt unverändert 
 
 
 
 
 
2. bleibt unverändert 
 
 
 
 
3. Abs. 1 und 2 gelten sowohl für die 

schriftliche Übersendung als auch für die 
Übersendung in elektronischer Form. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erforderliche Anpassung auf-
grund der Einführung des Rats-
informationssystems. 

   
§ 5 

Anzeigepflicht bei Verhinderung 
 
1. Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer 

Sitzung teilzunehmen, haben dies unverzüg-
lich, spätestens zu Beginn der Sitzung, 
dem Bürgermeister mitzuteilen. 

 
2. Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die 

Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
1 Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer 

Sitzung teilzunehmen, haben dies unverzüg-
lich der/dem Bürgermeister/in mitzuteilen. 
 

 
2. Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig 

verlassen wollen, haben dies der/dem 
Bürgermeister/in spätestens zu Beginn 
der Sitzung mitzuteilen. 

 

 
 
 
Redaktionelle Änderung ent-
sprechend der Mustergeschäfts-
ordnung  
 



 - 3 – 
 

 
vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

   
§ 6 

Öffentlichkeit der Ratssitzungen 
 
2. Für folgende Angelegenheiten wird die Öffent-

lichkeit ausgeschlossen: 
 
 a) Personalangelegenheiten 
 b) Liegenschaftssachen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 c) Auftragsvergaben 
 d) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung 
 e) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten 
 f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung 

mit Ausnahme der Beratung des im all-
gemeinen Berichtsband (§ 101 Abs. 3 
GO) enthaltenen Prüfungsergebnis-
ses (§ 94 Abs. 1 GO). 

 
 Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder 

Gründe des öffentlichen Wohls noch berech-
tigte Ansprüche oder Interessen Einzelner den 
Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

§ 6 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
2. Für folgende Angelegenheiten wird die Öffent-

lichkeit ausgeschlossen: 
 
  
 b) Erwerb bzw. Veräußerung von 

Grundstücken durch die Stadt; dies 
gilt auch für Pacht, Miete oder ähnli-
che Rechtsgeschäfte, durch die der 
Stadt Rechte an einer Liegenschaft 
verschafft werden bzw. die Stadt sol-
che Rechte Dritten verschafft, 

 
 
 
 
 
 
f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung 

mit Ausnahme der abschließenden Be-
ratung des Jahresabschlusses und der 
Entlastung der Bürgermeisterin/des 
Bürgermeisters (96 Abs.1) 

 
Dies …. 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
Die vorgeschlagene Regelung 
stellt klar, dass vom grundsätz-
lichen Ausschluss der Öffent-
lichkeit nur solche Angelegen-
heiten erfasst werden, bei de-
nen die Stadt als (Ver-)Käu-
fer/in, (Ver-)Mieter/in, (Ver-
)Pächter/in oder ähnliches auf-
tritt. In diesen Fällen gebieten 
regelmäßig Gründe des öffentli-
chen Wohls den Ausschluss der 
Öffentlichkeit.  
 
Anpassung auf das eingeführte 
NKF. 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

   
§ 9 

Befangenheit von Ratsmitgliedern 
 
1. Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach § 43 

Abs. 2 GO in Verbindung mit § 31 GO von 
der Mitwirkung an der Beratung und Ent-
scheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es 
den Ausschließungsgrund vor Eintritt in die 
Verhandlung unaufgefordert dem Bürgermeis-
ter anzuzeigen und den Sitzungsraum zu ver-
lassen; bei einer öffentlichen Sitzung kann 
das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhal-
ten. 

 
2. In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, 

ob ein Ausschließungsgrund besteht. 
 
3. Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offen-

barungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat 
dies durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss 
ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

 
 

§ 9 
Befangenheit von Mitgliedern des Rates 

 
1. Muss ein Mitglied des Rates annehmen, 

nach §§ 50 Abs. 6, 43 Abs. 2, 31 GO von der 
Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung 
ausgeschlossen zu sein, so hat es den Aus-
schließungsgrund vor Eintritt in die Verhand-
lung unaufgefordert der/dem Bürgermeis-
ter/in anzuzeigen und den Sitzungsraum zu 
verlassen; bei einer öffentlichen Sitzung kann 
das Mitglied sich in dem für die Zuhörer be-
stimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 

 
 
2. bleibt unverändert 
 
 
3. Verstößt ein Mitglied des Rates gegen die 

Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der 
Rat dies durch Beschluss fest. Der Ratsbe-
schluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

 
4. Die Regelungen gelten auch für die/den Bür-

germeister/in mit der Maßgabe, dass sie/er 
die Befangenheit der/dem stellvertretenden 
Bürgermeister/in vor Eintritt in die Verhand-
lungen anzeigt. 

Diese Befangenheitsregelung 
gilt aufgrund des neuen Abs. 6 
des § 50 GO jetzt auch für die 
Bürgermeisterin, die kein Rats-
mitglied, jedoch Mitglied des 
Rates ist (siehe hierzu auch 
Abs. 4 neu). 
 
 
 
 
gilt auch für die BM 
 
 
 
 
 
 
gilt auch für die BM 
 
 
 
 
Der Abs. 4 ist aufgrund des 
neuen § 50 Abs. 6 GO anzufü-
gen. 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
§ 16 

Abstimmung 
 
3. Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 

Ratsmitglieder erfolgt namentliche Abstim-
mung. Bei namentlicher Abstimmung ist die 
Stimmabgabe jedes Ratsmitgliedes in der 
Niederschrift zu vermerken. 

§ 16 
Abstimmung 

 
3. Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 

Mitglieder des Rates erfolgt namentliche 
Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung 
ist die Stimmabgabe jeder/jedes Stimmbe-
rechtigten in der Niederschrift zu vermerken. 

 
 
 
 
GO-konforme Anpassung, denn 
auch die BM, die kein RM ist, ist 
antrags- und stimmberichtigt. 

   
§ 19 

Wahlen 
 

2. Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn 
ein Ratsmitglied der offenen Abstimmung 
widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch 
Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimm-
zettel ist der Name des zu Wählenden an-
zugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete 
Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung.  

 
 Liegt nur ein einziger Wahlvorschlag vor, so 

sind sowohl Ja- als auch Nein-Stimmen gül-
tig; bei mehreren Wahlvorschlägen sind sie 
allerdings ungültig. 

 
3. Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die 

mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 
erhalten hat. Erreicht niemand mehr als die 
Hälfte der Stimmen, so findet zwischen den 
Personen, welche die beiden höchsten 
Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere 

§ 19 
Wahlen 

 
2. Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein 

Ratsmitglied oder die/der Bürgermeis-
ter/in der offenen Abstimmung widerspricht, 
erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von 
Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der 
Name des zu Wählenden anzugeben oder an-
zukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten 
als Stimmenthaltung. 

 Liegt nur ein einziger Wahlvorschlag vor, so 
sind sowohl Ja- als auch Nein-Stimmen gül-
tig; bei mehreren Wahlvorschlägen sind sie 
allerdings ungültig. 

 
3. Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die 

mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen er-
halten hat. Nein-Stimmen gelten als gülti-
ge Stimmen. Erreicht niemand mehr als die 
Hälfte der Stimmen, so findet zwischen den 
Personen, welche die beiden höchsten Stim-

 
 
 
 
Als Mitglied des Rates hat die 
BM das gleiche Recht wie ein 
RM. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sinnvolle Klarstellung durch Ü-
bernahme des Satzes aus dem 
Gesetzestext (§ 50 Abs. 2 GO). 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser enge-
ren Wahl die meisten Stimmen auf sich ver-
einigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los (§ 50 Abs. 2 GO). 

menzahlen erreicht haben, eine engere Wahl 
statt. Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 
Abs. 2 GO). 

   
§ 24 

Niederschrift 
 
5. Die Niederschrift wird von dem Bürgermeister 

und dem Schriftführer unterzeichnet. Verwei-
gert einer der Genannten die Unterschrift, so 
ist dies in der Niederschrift zu vermerken. Die 
Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern zuzulei-
ten. 

 

§ 24 
Niederschrift 

 
5. Die Niederschrift wird von der/dem Bürger-

meister/in und der/dem vom Rat bestell-
ten Schriftführer/in unterzeichnet. Verweigert 
einer der Genannten die Unterschrift, so ist 
dies in der Niederschrift zu vermerken. Die 
Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern in 
der Form zuzuleiten, wie die Einberufung 
erfolgt. Dabei ist sicherzustellen, dass 
unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf 
den Teil der Niederschrift nehmen kön-
nen, die in nichtöffentlicher Sitzung be-
handelt wurden.  

 
 
 
 
Klarstellung lt. Musterge-
schäftsordnung 
 
Erforderliche Anpassung auf-
grund der Einführung des Rats-
informationssystems . Siehe 
hierzu auch die Anmerkungen 
zu § 1. 
 

   
§ 27 

Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 
 
1. Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesord-

nung im Benehmen mit dem Bürgermeister 
fest (§ 58 Abs. 2 GO) 

 
 
 
 

§ 27 
Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 

 
1. Die/Der Ausschussvorsitzende setzt die Ta-

gesordnung im Benehmen mit der/dem Bür-
germeister/in fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO).  

 
 Die/Der Ausschussvorsitzende ist auf 

Verlangen der Bürgermeisterin/des Bür-
germeisters bzw. auf Antrag einer Frak-

 
 
 
 
Klarstellung lt. Musterge-
schäftsordnung. 
 
Erforderliche Ergänzung auf-
grund der im § 58 Abs. 2 GO 
neu eingefügten Sätze 3 und 4. 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
 
 
4. Der Bürgermeister und die Beigeordneten 

sind berechtigt und auf Verlangen eines Aus-
schusses in Angelegenheiten ihres Geschäfts-
bereichs verpflichtet, an dessen Sitzungen 
teilzunehmen. Der Bürgermeister ist be-
rechtigt und auf Verlangen mindestens eines 
Fünftels der Ausschussmitglieder oder einer 
Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Ta-
gesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu 
nehmen. 

 
8. In den Ausschüssen ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Die Niederschrift ist dem Bür-
germeister und den Ausschussmitgliedern 
zuzuleiten. 

 
 
 
 
 

tion verpflichtet, einen Gegenstand in die 
Tagesordnung aufzunehmen. 

 
4. Die/der Bürgermeister/in und die Beigeordne-

ten sind berechtigt und auf Verlangen eines 
Ausschusses in Angelegenheiten ihres Ge-
schäftsbereichs verpflichtet, an dessen Sit-
zungen teilzunehmen. Sie sind berechtigt und 
auf Verlangen mindestens eines Fünftels der 
Ausschussmitglieder oder einer Fraktion ver-
pflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung 
vor dem Ausschuss Stellung zu nehmen. 

 
 
8. In den Ausschüssen ist eine Niederschrift über 

die Beschlüsse aufzunehmen. Die Nieder-
schrift ist der/dem Bürgermeister/in und den 
Ausschussmitgliedern in der Form zuzulei-
ten, wie auch die Einberufung erfolgt. 
Dabei ist sicherzustellen, dass unberech-
tigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil 
der Niederschrift nehmen können, die in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelt wur-
den. 

 
 
 
 
 
 
 
Entspricht § 69 Abs. 1 GO i. V. 
m. § 58 Abs. 2 GO. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erforderliche Anpassung auf-
grund der Einführung des Rats-
informationssystems. Siehe 
hierzu auch die Anmerkungen 
zu § 1. 
 

   
§ 29 

Bildung von Fraktionen 
 

1. Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von 
Mitgliedern des Rates. Eine Fraktion muss 
aus mindestens zwei Ratsmitgliedern beste-
hen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer Frak-

§ 29 
Bildung von Fraktionen 

 
1. Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von 

Ratsmitgliedern, die sich auf der Grund-
lage grundsätzlicher politischer Überein-
stimmung zu möglichst gleichgerichte-

 
 
 
BM darf sich keiner Fraktion an-
schließen. 
Darüber hinaus ist die Anpas-
sung aufgrund der Ergänzung 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

tion angehören. tem Wirken zusammengeschlossen ha-
ben. Eine Fraktion muss aus mindestens 2 
Ratsmitgliedern bestehen. Jedes Ratsmitglied 
kann nur einer Fraktion angehören. 

des § 56 Abs. 1 Satz 1 GO er-
forderlich. 

   
 IV. Datenschutz 

 
§ 30 

Datenschutz 
 

Die Mitglieder des Rates der Stadt Rheine 
und der Ausschüsse, die im Rahmen der 
Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die 
personenbezogene Daten enthalten, haben 
bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen 
solche Daten nur zu dem jeweiligen, der 
rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden 
Zweck verarbeiten oder offenbaren. 

Personenbezogene Daten sind Einzelanga-
ben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse einer bestimmten oder bestimmbaren 
natürlichen Person. 

Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstü-
cke, automatisierte Dateien und sonstige 
Datenträger, die als solche gekennzeichnet 
sind oder personenbezogene Daten enthal-
ten. Hierzu zählen auch mit vertraulichen 
Unterlagen in Zusammenhang stehende 
handschriftliche oder andere Notizen. 

Neu aufgenommen aus der 
Mustergeschäftsordnung 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

   
 § 31 

Datenverarbeitung 
 
Die Mitglieder des Rates der Stadt Rheine 
und der Ausschüsse sind verpflichtet, ver-
trauliche Unterlagen so aufzubewahren, 
dass sie ständig vor Kenntnisnahme und 
Zugriff Dritter (z. B. Familienangehörige, Be-
sucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesi-
chert sind. Dieses gilt auch für den Transport 
der Unterlagen. In begründeten Einzelfällen 
ist der/dem Bürgermeister/in auf Verlangen 
Auskunft über die getroffenen Datensicher-
heitsmaßnahmen zu geben.  
 
Eine Weitergabe von vertraulichen Unterla-
gen oder Mitteilung über den Inhalt an Drit-
te, ausgenommen im erforderlichen Umfang 
bei Verhinderung an die/den Stellvertre-
ter/in, ist nicht zulässig. Dies gilt auch für 
die Zeit nach Ausscheiden aus dem Rat. 

Die Mitglieder des Rates der Stadt Rheine 
und der Ausschüsse sind bei einem Aus-
kunftsersuchen eines Betroffenen nach dem 
Landesdatenschutzgesetz verpflichtet, 
der/dem Bürgermeister/in auf Anfrage 
schriftlich Auskunft über die bei ihnen auf-
grund dieser Tätigkeit zu einer bestimmten 
Person gespeicherten Daten zu erteilen (vgl. 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 DSG NRW). 

Neu aufgenommen aus der 
Mustergeschäftsordnung 



 - 10 – 
 

 
vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich 
und dauerhaft zu vernichten bzw. zu lö-
schen, wenn diese für die Aufgabenerfüllung 
nicht mehr benötigt werden. 

Bei vertraulichen Beschlussunterlagen ein-
schließlich aller damit in Zusammenhang 
stehenden Unterlagen ist dieses regelmäßig 
anzunehmen, wenn die Niederschrift über 
die Sitzung, in der der jeweilige Tagesord-
nungspunkt abschließend behandelt wurde, 
genehmigt ist. 

Bei einem Ausscheiden aus dem Rat der 
Stadt Rheine oder einem Ausschuss sind alle 
vertraulichen Unterlagen sofort dauerhaft zu 
vernichten bzw. zu löschen. 

Die Unterlagen können auch der Stadtver-
waltung zur Vernichtung bzw. Löschung ü-
bergeben werden. 

Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die 
Vernichtung bzw. die Löschung aller vertrau-
lichen Unterlagen gegenüber der/dem Bür-
germeister/in schriftlich zu bestätigen. 

   
§ 30 

Schlussbestimmungen 
 

§ 32 
Schlussbestimmungen 

 

Wegen der Einfügung der §§ 30 
und 31 wird § 30 alt jetzt § 32 
neu. 
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vom 09. Dezember 1997 (alt) 

 

 
1. Änderung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
§ 31 

Inkrafttreten 
§ 33 

Inkrafttreten 
Wegen der Einfügung der §§ 30 
und 31 wird § 31 alt jetzt § 33 
neu. 

 


